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(Nr. 11818.) Verordnung, betreffend die Anderungen von Familiennamen. Vom 3. No- 71 f 341 
vember 1919, 8 : 


Di Preußiſche Staatsregierung verordnet gemäß §5 bes Geſetzes zur vor⸗ 221 
läufigen Ordnung der Staatsgewalt in Preußen vom 20. März 1919 Geſetz⸗ 97 23 10 70 ei 
ſamml. S. 53) wie folgt: Ir: 

81. f 


Der Familienname preußiſcher Staatsangehöriger kann, ſoweit nicht das 
Bürgerliche Geſetzbuch ein anderes e nur mit der Ermächtigung des : 
Juſtizminiſters geändert werden. , U, Man an bete, ain, ue, Baar ee 
Der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Juli 1867 — Geſetzſamml. S. 1310 — ö ai 
wird aufgehoben. 2 77% ww L. ge =). 
92. 5 


Der Antrag auf die Ermächtigung iſt bei dem preußiſchen Amtsgerichte 
zu ſtellen, in deſſen Bezirke der Antragſteller ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung 
eines preußiſchen Wohnſitzes feinen Aufenthalt hat. Hat der Antragſteller in 
Preußen weder Wohnſitz noch Aufenthalt, ſo beſtimmt der Juſtizminiſter das 
zuſtändige Amtsgericht. Der Antrag kann zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
geſtellt werden. N i 

83. i 

Für Perſonen, die in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt oder geſchäftsunfähig 
find, wird der Antrag von dem geſetzlichen Vertreter geſtellt , iſt dieſer ein 
Vormund oder Pfleger, ſo bedarf er der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 

„gerichts. Hat der in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte das 16. Lebensjahr voll⸗ 
endet, ſo iſt er von dem Vormundſchaftsgericht über den Antrag zu hören. 


OGeſetzſammlung 1919. (Nr. 1181811821.) 


Ausgegeben zu Berlin den 25. November 1919. 8 
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84. 
In dem Antrage find die tatſächlichen Verhältniſſe, welche ihn begründen, 
darzulegen. Beizufügen find: 2 
I. der Nachweis der preußiſchen Stmatsangehörigkeit; 
2. die zum Nachweiſe der in Betracht kommenden Namens» und Familien- 
verhältniſſe erforderlichen beglaubigten Auszüge aus den Standesregiſtern. 


. 85. 1 

8 Das Amtsgericht hat alle für die Entſcheidung über den Antrag erheblichen. 
Umſtände von Amts wegen feſtzuſtellen und dabei insbeſondere außer den un⸗ 
mittelbar Beteiligten. die Gemeindebehörde und ſolche Perſonen des Wohnſitzes 
oder Aufenthaltsorts des Antragſtellers zu hören, deren Nechte durch die 
Namensänderung berührt werden. ee 

— Nach aller Ermittelungen hat das Amtsgericht unmittelbar an 
den Juſtizminiſter zu berichten. 

Soweit die Namensänderung offenſichtlich unlauteren Zwecken dient; kann 
das Amtsgericht den Antrag zurückweiſen. Der Antragſteller kann hiergegen die 
Entſcheidung des Juſtizminiſters anrufen. ERS 


Der Juſtizminiſter kann, ſoweit es zur Verhütung der Beeinträchtigung 
der Rechte Dritter erforderlich erſcheint, die Veröffentlichung des Antrags unter 
Beſtimmung einer Friſt zur Geltendmachung von Einwendungen anordnen. Die 
Veröffentlichung erfolgt durch das Amtsgericht nach Anordnung des Juſtizminiſters. 


5 7 - 8 25 . ERBE — 

Die Anderung des Familiennamens erſtreckt ſich, ſoweit nicht bei der Er⸗ 
ea ein anderes beſtimmt ift, zugleich auf die unter elterlicher Gewalt 
ſtehenden 

auf ihre unehelichen minderjährigen Kinder. 
a . » 8 8. 

Die Entſcheidung des Juſtizminiſters wird von dem Amtsgerichte durch ein. 
maliges Einrücken in den Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger auf 
Koſten des Antragſtellers bekannt gemacht. Das Amtsgericht veranlaßt die Ein⸗ 
tragung eines Randvermerkes im Geburts- und Heiratsregiſter. 


Berlin, den 3. November 1919. N 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Südekum. Heine. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 


nder des Antragſtellers und, wenn eine Frau den Antrag geſtellt hat, 


* 


„5 


Gr. 11819.) Verordnung, betreffend die Annahme des vollen Familiennamens durch un. 
eheliche, an Kindes Statt angenommene und für ehelich erklärte Kinder adeliger 
Perſonen. Vom 3. November 1919. g N 


A Preußiſche Staatsregierung verordnet gemäß § 5 des Geſetzes zur vor⸗ 

läufigen Ordnung der Staatsgewalt in Preußen vom 20. März 1919 (Geſetz⸗ 

ſamml. S. 53) wie folgt: , he 
er 3 A 175 8 8 7. fan . 

Preußiſche Staatsangehörige, die beim Inkrafttreten der Reichsverfaffung 
infolge unehelicher Geburt den Familiennamen ihrer adeligen Mutter oder auf 
Grund ihrer Annahme an Kindes Statt den Familiennamen des adeligen An⸗ 
nehmenden ohne Adelsbezeichnung führen, und ihre die preußiſ che Staatsangehörig⸗ 
keit beſitzenden Abkömmlinge ſind berechtigt, ihrem Namen die Adelsbezeichnung 
der Mutter oder des Annehmenden durch Erklärung vor dem zuſtändigen Standes, 
beamten hinzuzufügen. SR 

Zuftändig für die Entgegennahme der Erklärung ift der preußiſche Standes⸗ 
beamte, in deſſen Geburtsregiſter die Geburt des Erklärenden beurkundet iſt. Iſt 
dieſe nicht von einem preußiſchen Standesbeamten beurkundet, ſo iſt das Amts⸗ 
gericht des Wohnſitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts des Erklärenden zu⸗ 
ftändig; das Amtsgericht teilt die Erklärung dem Standesamt oder der ſonſtigen 
Beurkundungsſtelle mit. Die Erklärung iſt bei der über den Geburtsfall be 
wirkten Eintragung zu vermerken. 3 


Re 
ER 55 i e Rat 82. g 8 
Soweit Anträge auf Ehelichkeitserklärung unehelicher Kinder Adeliger ab⸗ 


gelehnt find, können fie bei dem Juſtizminiſter erneut geſtellt werden Ei 

Iſt der adelige Vater nach der Annahme feines: unehelichen Kindes an 
Kindes Statt geſtorben, ohne daß die Vorausſetzungen des § 1733 Abſ. 2 B. G. B. 
für die Ehelichkeitserklärung vorliegen, ſo hat das Standesamt auf Antrag des 
Angenommenen öder feiner Abkömmlinge die Anerkennung der Vaterſchaft in das 
Geburtsregiſter einzutragen, wenn die Vorausſetzungen des § 25 des Perſonen⸗ 
ſtandesgeſetzes gegeben ſind. f 8 5 2 


Berlin, den 3. November 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Südekum. Heine. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 
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(Nr. 11820.) Verordnung, betreffend die Aufhebung des preußiſchen Heroldsamts. Vom 
3. November 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung verordnet gemäß $ 5 des Geſetzes zur vor⸗ 
läufigen Ordnung der Staatsgewalt in Preußen vom 20. März 1919 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 53) wie folgt: 
Das preußiſche Heroldsamt wird mit dem 31. März 1920 aufgehoben. 
Der Juſtizminiſter und der Finangminifter werden mit der Ausführung 
dieſer Verordnung beauftragt. 


Berlin, den 3. November 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Südekum. Heine. am Zehnhoff. 
5 Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11821.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
N Enteignungsverfahrens bei der Errichtung einer Kraftanlage in Roßnow 
durch die Uberlandzentrale Belgard, Aktiengeſellſchaft in Belgard a. d. Perſ. 
Vom 23. Oktober 1919. > 


Au Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung von 
Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. Sep⸗ 
tember 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 1918 Gſetzſamml. 
S. 144/45) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den 
Vorſchriften der Verordnung bei der von der Überlandzentrale Belgard, Aktien⸗ 
geſellſchaft in Belgard a. d. Perſ., unternommenen Errichtung einer Kraftanlage in 
Roßnow, Kreis Köslin, zur Ausnutzung der Waſſerkraft der Radue Anwendung 
findet, nachdem dieſer Aktiengeſellſchaft für die Errichtung der Kraftanlage das 
Enteignungsrecht durch den namens der Preußiſchen Staatsregierung ergangenen 
Erlaß vom 27. September 1919 verliehen worden iſt. 


Berlin, den 23. Oktober 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
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